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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Harry 
Scheuenstuhl, Florian von Brunn, Klaus Adelt, Her-
bert Woerlein, Harald Güller, Susann Biedefeld, 
Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Rein-
hold Strobl, Dr. Paul Wengert, Prof. Dr. Peter Paul 
Gantzer, Martina Fehlner, Volkmar Halbleib, Inge 
Aures, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Fraktion 
(SPD) 

Unwetterkatastrophe am 4. Mai 2017 in Unterfran-
ken 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Land-
tag über die Unwetterkatastrophe am 4. Mai 2017 
in Unterfranken zeitnah und umfassend zu berich-
ten. 

Hierbei soll insbesondere auf folgende Punkte 
eingegangen werden: 

─ In welche Kategorie (Schadensintensitätsstu-
fe) ist das Unwetterereignis in Unterfranken 
vom 4. Mai 2017 einzuordnen? 

─ Wie ist das jeweilige Unwetterereignis in den 
betroffenen Ortschaften einzuordnen, sofern 
es örtliche Unterschiede gibt? 

─ Wie hoch ist der durch das Unwetterereignis 
entstandene Gesamtschaden? 

─ Welche Ortschaften waren besonders betrof-
fen und wie hoch wird in diesen Ortschaften 
der jeweilige Schaden eingeschätzt? 

─ Welche Schäden und welche Auswirkungen 
hat das Unwetterereignis auf die Landwirt-
schaft, insbesondere den Weinanbau in Unter-
franken? 

─ Welche Rettungsdienste waren jeweils vor Ort 
im Einsatz und welcher Personaleinsatz er-
folgte hierfür? 

─ Haben die eingesetzten Rettungsdienste für 
diesen Einsatz Anspruch auf Lohnfortzahlung 
nach gesetzlichen Regelungen? 

2. Außerdem wird die Staatsregierung aufgefordert, 
schnellstmöglich ein Hilfsprogramm für die von 
der Unwetterkatastrophe am 4. Mai 2017 betroffe-
nen Menschen und die geschädigten Kommunen 
aufzulegen und dem Landtag über die Rahmen-
bedingungen des Programms, den Verlauf der An-
tragstellung und der Auszahlung der Fördermittel 
schriftlich zu berichten. Insbesondere ist als So-
forthilfe eine unbürokratische Unterstützung in 
Höhe von 1.500 Euro für die geschädigten priva-
ten Haushalte zur Wiederbeschaffung von lebens-
notwendigem Hausrat und für betroffene Unter-
nehmen mit bis zu 50 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern sowie land- und forstwirtschaftliche Betrie-
be je 5.000 Euro zur Wiederbeschaffung von zer-
störtem Betriebsvermögen bereitzustellen. 

3. Der Landtag bedankt sich bei allen Einsatzkräften, 
die vor Ort Hilfe geleistet haben, für ihr großes En-
gagement. Ebenso wird die vor Ort den Betroffe-
nen zuteil gewordene Hilfe der vielen hauptberuf-
lichen und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer 
gewürdigt, die wieder einmal die große Solidarität 
in unserer bayerischen Gesellschaft beispielhaft 
unter Beweis gestellt haben. 

 

 

Begründung: 

Das Starkregenereignis vom 4. Mai 2017 verursachte 
in Unterfranken enorme Schäden für Privathaushalte, 
Unternehmen und Kommunen, insbesondere an der 
kommunalen Infrastruktur. Vielerorts konnten größere 
Schäden nur durch den unermüdlichen Einsatz der 
Bürgerinnen und Bürger und der Rettungsdienste ver-
hindert werden – diesem Engagement für den Schutz 
unserer Heimat gilt unser besonderer Dank. Vor allem 
in Unterfranken kam es zu erheblichen Schäden. Die 
hieraus entstehende finanzielle Belastung wird die 
Finanzkraft vieler unversicherter Privater und Unter-
nehmer sowie Kommunen übersteigen. Um die drin-
gendste Not schnell und unbürokratisch zu lindern, ist 
die Auszahlung eines Sofortgeldes vorzusehen. Kom-
munen können, anders als Privatpersonen und Unter-
nehmen, keine Finanzhilfen nach der Härtefondsricht-
linie beantragen. Somit steht der Freistaat Bayern in 
der Pflicht, die vielen betroffenen Kommunen schnell 
und unbürokratisch zu unterstützen. 

 



(Beifall bei den GRÜNEN)

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Erstens. Ich 
kann die Entrüstung durchaus verstehen, zum einen 
deshalb, weil einfach bei vielen der Begriff Pflanzen-
schutzmittel automatisch mit Pestiziden gleichgesetzt 
wird und weil sie beides fachlich nicht differenzieren 
können. Ich habe versucht, beides zu differenzieren. 
Diejenigen, die es noch nicht wissen, können es 
nachlesen.

Zweitens. Ich habe auch dargestellt, welche Auswir-
kungen das auf die Flächen, die dann zur Verfügung 
stehen würden, hätte. Sie zeigen sich, wenn man es 
herunterrechnet. Die Zahlen, die ich genannt habe, 
wird, denke ich, auch der Minister belegen können. 
Sie alle sind nämlich veröffentlicht. Ich habe keine 
Zahlen genannt, die nicht veröffentlicht sind. Ich gehe 
davon aus, dass veröffentlichte Zahlen auch stimmen, 
sonst hätte sie irgendjemand widerrufen.

Zum Dritten muss man ganz einfach sagen: Der An-
trag, den ihr gestellt habt, ist von der Idee her richtig. 
Darum habe ich gesagt, der Kerntext des Antrags an 
sich wäre zustimmungsfähig. Das trifft aber nicht für 
die Beschreibung und den Titel zu, die den Antrag 
konterkarieren. Schade, dass ihr nicht in der Lage 
seid, Anträge vernünftig zu formulieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wie-
der getrennt. 

Zuerst lasse ich über den Antrag der CSU-Fraktion in 
einfacher Form abstimmen. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf Drucksache 17/16798 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der FREIEN 
WÄHLER. Gegenstimmen bitte. – Die Fraktionen der 
SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es 
Enthaltungen? – Eine Enthaltung bei der SPD-Frak-
tion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Nun lasse ich, wie bereits zu Beginn der Beratung an-
gekündigt, über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/16777 in namentlicher Form abstimmen. Die 
Urnen stehen bereit. Wir geben Ihnen fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 18.25 bis 
18.30 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Zeit für die Stimmab-
gabe ist um. Ich schließe die Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte kurz um Auf-
merksamkeit. Ich schließe die Sitzung jetzt noch nicht, 
weil wir noch Ergebnisse verkünden müssen. Aber 
nach Rücksprache mit den Fraktionen sind wir über-
eingekommen, dass es schon für den nächsten An-
trag mit dem vereinbarten Sitzungsende 19.00 Uhr 
eng wird. Das heißt, wir rufen jetzt keinen Antrag 
mehr auf. Wenn die Ergebnisse der beiden Abstim-
mungen – eines liegt schon bei mir – verkündet sind, 
schließe ich die Sitzung für heute Abend.

(Erwin Huber (CSU): Danke, Herr Präsident!)

Ich gebe jetzt das Ergebnis einer namentlichen Ab-
stimmung bekannt. Da ging es um den Dringlichkeits-
antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Joachim Hanisch und anderer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) betreffend "Klarheit schaffen, Frei-
staat muss in der Verantwortung bleiben! – Unterbrin-
gung anerkannter Flüchtlinge nicht einfach auf Kom-
munen abwälzen!" auf Drucksache 17/16776. Mit Ja 
haben 66 gestimmt, mit Nein haben 73 gestimmt. 
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Zur namentlichen Abstimmung von soeben, zum 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Ökologische Vorrangflächen ohne Pflanzengifte be-
wirtschaften" auf Drucksache 17/16777: Mit Ja haben 
43 gestimmt, mit Nein haben 83 gestimmt, und es gab 
2 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16778 mit 17/16784 und 17/16799 mit 
17/16803 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf damit die Sit-
zung beenden. Ich bedanke mich für die Mitarbeit und 
wünsche einen schönen Abend. Ich schließe die Sit-
zung.

(Schluss: 18.36 Uhr)

9218 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/103 v. 10.05.2017

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html


 

17. Wahlperiode 16.05.2017 Drucksache 17/17463 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Harry Scheuenstuhl, Florian von Brunn u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/16782 

Unwetterkatastrophe am 4. Mai 2017 in Unterfranken 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass Nr. 2 folgende Fassung 
erhält: 
„Die Staatsregierung wird gebeten, den von der Umweltkatastro-
phe am 4. Mai 2017 betroffenen Menschen und den geschädigten 
Kommunen auf Grundlage des im Jahr 2016 eingeführten abge-
stuften Hilfsprogramms schnell und unbürokratisch staatliche Un-
terstützung zuteilwerden zu lassen und dem Landtag über die 
Rahmenbedingungen des Programms, den Verlauf der Antragstel-
lung und der Auszahlung der Fördermittel schriftlich zu berichten.“ 

Berichterstatter: Harald Güller 
Mitberichterstatter: Hans Herold 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 155. Sitzung am 16. Mai 2017 beraten und e i n s t i m -
m i g  mit der in I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfoh-
len. 

Peter Winter 
Vorsitzender 

 



 

17. Wahlperiode 06.07.2017 Drucksache 17/17615 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rin-
derspacher, Harry Scheuenstuhl, Florian von 
Brunn, Klaus Adelt, Herbert Woerlein, Harald Gül-
ler, Susann Biedefeld, Günther Knoblauch, Dr. Her-
bert Kränzlein, Reinhold Strobl, Dr. Paul Wengert, 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Martina Fehlner, Volk-
mar Halbleib, Inge Aures, Natascha Kohnen, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Dr. Simone Strohmayr, Margit 
Wild und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/16782, 17/17463 

Unwetterkatastrophe am 04.05.2017 in Unterfran-
ken 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Land-
tag über die Unwetterkatastrophe am 04.05.2017 
in Unterfranken zeitnah und umfassend zu berich-
ten. 

Hierbei soll insbesondere auf folgende Punkte 
eingegangen werden: 

─ In welche Kategorie (Schadensintensitätsstu-
fe) ist das Unwetterereignis in Unterfranken 
vom 04.05.2017 einzuordnen? 

─ Wie ist das jeweilige Unwetterereignis in den 
betroffenen Ortschaften einzuordnen, sofern 
es örtliche Unterschiede gibt? 

─ Wie hoch ist der durch das Unwetterereignis 
entstandene Gesamtschaden? 

─ Welche Ortschaften waren besonders betrof-
fen und wie hoch wird in diesen Ortschaften 
der jeweilige Schaden eingeschätzt? 

─ Welche Schäden und welche Auswirkungen 
hat das Unwetterereignis auf die Landwirt-
schaft, insbesondere den Weinanbau in Unter-
franken? 

─ Welche Rettungsdienste waren jeweils vor Ort 
im Einsatz und welcher Personaleinsatz er-
folgte hierfür? 

─ Haben die eingesetzten Rettungsdienste für 
diesen Einsatz Anspruch auf Lohnfortzahlung 
nach gesetzlichen Regelungen? 

2. Die Staatsregierung wird gebeten, den von der 
Umweltkatastrophe am 04.05.2017 betroffenen 
Menschen und den geschädigten Kommunen auf 
Grundlage des im Jahr 2016 eingeführten abge-
stuften Hilfsprogramms schnell und unbürokra-
tisch staatliche Unterstützung zuteilwerden zu las-
sen und dem Landtag über die Rahmenbedingun-
gen des Programms, den Verlauf der Antragstel-
lung und der Auszahlung der Fördermittel schrift-
lich zu berichten. 

3. Der Landtag bedankt sich bei allen Einsatzkräften, 
die vor Ort Hilfe geleistet haben, für ihr großes En-
gagement. Ebenso wird die vor Ort den Betroffe-
nen zuteil gewordene Hilfe der vielen hauptberuf-
lichen und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer 
gewürdigt, die wieder einmal die große Solidarität 
in unserer bayerischen Gesellschaft beispielhaft 
unter Beweis gestellt haben. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner Sitzung am Dienstag die unter der Nummer 6 aufgeführte Subsidiaritätsange-

legenheit, Bundesratsdrucksache 400/17, betreffend: "Vorschlag für eine Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen und 

des Verfahrens für Auskunftsersuchen der Kommission an Unternehmen und Unter-

nehmensvereinigungen in Bezug auf den Binnenmarkt und damit verbundene Berei-

che", beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf 

Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Be-

denken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Es sind dies die Drucksa-

che 17/17484 sowie die Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/17536. Die Bera-

tung im Bundesrat ist für den morgigen Freitag vorgesehen. Die Beschlussempfehlung 

und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu sind in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla-

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

CSU, SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie Frau Claudia Stamm. 
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Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.
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